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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 11. November 1976 durch 
die Richter Dr. Krohn, Dr. Tidow, Dr. Peetz,
Lohmann und Kröner

für Recht erkannt:

Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des 11. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Hamm vom 19. Februar 1975 wird zu­
rückgewiesen .

Das beklagte Land hat die Kosten des Revi­
sionsrechtszuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Am 12. August 1972 stellte die Polizei in Essen den 
Führerschein des Klägers sicher, weil ein bei ihm durch­
geführter Alkoholtest positiv verlaufen war. Eine dem 
Kläger entnommene Blutprobe ergab für die Zeit des Vor­
falles einen Blutalkoholgehalt von OfUQ °/oo.

Der Kläger beauftragte nach seiner Rückkehr nach NIM 
M B  die Rechtsanwälte M M M  und L M M  in WflMI Bit der 
Verteidigung in dem gegen ihn wegen Verdachts eines Ver­
gehens nach § 316 StGB eingeleiteten Ermittlungsverfahren. 
Am 17. August 1972 erhielt der Kläger seinen Führerschein 
zurück; das Ermittlungsverfahren wurde eingestellt. Am 
28. August 1972 erließ der Oberstadtdirektor in Essen ge-
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gen den Kläger einen Bußgeldbescheid, durch den gegen Ihn 
wegen Nichtbeachtung eines Überholverbots eine Geldbuße 
von 60 DM festgesetzt wurde«

Durch Beschluß vom 2. Oktober 1972 hat das Amtsge­
richt Essen rechtskräftig festgestellt, daß die Staatskas­
se dem Kläger fUr die Dauer der Sicherstellung seines Füh­
rerscheins (12, - 17.8.1972) eine Entschädigung zu zahlen 
hat. Mit Schreiben vom 17. Oktober 1972 haben die von ihm 
bevollmächtigten Rechtsanwälte beantragt, dem Kläger eine 
Entschädigung von insgesamt 285 DM (Nutzungsausfall für 
den Pkw: 90 DM; Unkostenpauschale: 20 DM; Honorar für die 
Verteidiger: 175 DM) zu gewähren.

Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat diesen Antrag 
durch Bescheid vom 13. November 1972 zurUckgewiesen.

Der Kläger hat mit der Klage eine Entschädigung von 
327 DM (u.a. 175 DM Verteidigerkosten) nebst Zinsen begehrt.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat der Klage in vollem Umfang statt­
gegeben. Auf die Berufung des beklagten Landes hat das 
Oberlandesgericht die Klage abgewiesen, soweit sie auf 
Zahlung einer Entschädigung wegen Nutzungsausfalls gerich­
tet war; die weltergehende Berufung hat es zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt das beklagte Land den An­
trag weiter, die Klage auch wegen der Verteidigerkosten 
und der Unkostenpauschale abzuweisen. Der Kläger bittet, 
die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe

Die zugelassene Revision bleibt ohne Erfolg.

1. Das Berufungsgericht ist ohne Rechtsfehler davon aus­
gegangen, daß dem Kläger nach den Vorschriften des Geset­
zes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
(StrEG) vom 8. März 1971 (BGBl IS. 157) ein Anspruch auf 
Entschädigung in Höhe seiner Verteidigerauslagen (175 DM) 
zusteht. Denn die nach § 7 StrEG zu leistende Entschädi­
gung schließt den Ersatz der Auslagen ein, die für die 
Aufhebung einer Strafverfolgungsmaßnahme notwendig waren, 
soweit die Kostenvorschriften der Strafprozeßordnung die 
Möglichkeit einer prozessualen Erstattung dieser Auslagen 
nicht vorsehen. Das hat der Senat in seinem Urteil vom 
18. September 1975 - III ZR 139/73 - (BGHZ 65, 170 « NJW 
1975, 2341 « MDR 1976, 30 » JZ 1976, 278 m.Anm. Stoll * 
VersR 1976, 46 * DRiZ 1976, 54 - VRS 50, 17) schon ausge­
sprochen, von dem abzuweichen kein Anlaß besteht.

a) Der rechtskräftige Beschluß des Amtsgerichts, nach 
dem der Beklagte für die Dauer der strafverfahrensrechtli­
chen Sicherstellung seines Führerscheins zu entschädigen 
ist, bindet den Zivilrichter, wie das Berufungsgericht 
rechtsirrtumsfrei ausgeführt hat. Bedenken gegen die Zu­
lässigkeit des behördlichen und des anschließenden zivil­
gerichtlichen Entschädigungsverfahrens nach §§ 10, 13 StrEG 
bestehen auch im übrigen nicht.

b) Das Gesetz über die Entschädigung für Strafverfol­
gungsmaßnahmen sieht eine Entschädigung für .jeden Vermö­
gensschaden vor, der durch bestimmte, in § 2 StrEG aufge­
zählte Strafverfolgungsmaßnahmen entstanden ist, wenn der 
nachgewiesene Schaden 50 DM übersteigt (§7 StrEG), soweit
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der Betroffene freigesprochen oder das Verfahren gegen 
ihn eingestellt wird oder soweit das Gericht die Eröff­
nung des Hauptverfahrens gegen ihn ablehnt. Nach den all­
gemeinen Regeln des Schadensersatzrechts stellen auch die 
durch das schädigende Ereignis adäquat verursachten Ausla­
gen einen Vermögensschaden dar. Das genannte Gesetz hat 
die Erstattungsfähigkeit des Vermögensschadens weder aus­
drücklich noch sinngemäß auf bestimmte Schadensarten be­
schränkt. Insbesondere hat es notwendige Auslagen, die 
durch eine der in § 2 StrEG bezeichneten Strafverfolgungs­
maßnahmen bedingt sind und der Aufhebung (Abwendung) einer 
solchen Maßnahme dienen, nicht von der Entschädigung aus­
genommen. Aus den Gesetzgebungsmaterialien ist ein Anhalts­
punkt für eine solche Einschränkung des dem Betroffenen 
gewährten Entschädigungsanspruchs nicht zu entnehmen.

Wortlaut, Sinn und Zweck des Gesetzes über die Ent­
schädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen rechtfertigen 
nicht den Schluß, daß notwendige Auslagen zur Aufhebung 
(Abwendung) einer in § 2 StrEG bezeichneten Strafverfol­
gungsmaßnahme, im vorliegenden Fall also zur Wiedererlan­
gung des sichergestellten Führerscheins, nicht entschädi­
gungsfähig sein sollen. Es stellt eine typische Folge des 
Vollzugs einer Strafverfolgungsmaßnahme im Sinne des § 2 
StrEG dar, daß der von ihr Betroffene die Hilfe eines 
Rechtsanwalts in Anspruch nimmt, um die Aufhebung (Ab­
wendung) der Maßnahme zu erreichen, und daß er deshalb zu 
vermögensmindernden Aufwendungen genötigt ist. Der von ei­
ner Strafverfolgungsmaßnahme im Sinne des § 2 StrEG Betrof­
fene soll, falls die sonstigen Voraussetzungen für eine 
Entschädigungsberechtigung vorliegen, nicht einen - be­
schränkten - Ersatz für den Verlust bestimmter einzelner 
Vermögensgüter, sondern (außer bei Bagatellschäden) einen 
vollen Ausgleich seines gesamten Vermögensschadens erhal-
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ten. Der Gesetzeszweck würde nicht erreicht, wenn dieser 
Ausgleich dem Betroffenen sogar für eine so typische Fol­
ge der zur Entschädigung verpflichtenden Strafverfolgungs­
maßnahme versagt würde, wie es Verteidigerauslagen dar­
stellen.

c) Der Gesetzgeber hat das Verhältnis zwischen der 
strafprozessualen Kostenerstattung und der materiell­
rechtlichen Entschädigung nach §§ 7, 2 StrEG nicht aus­
drücklich geregelt. Daraus folgt jedoch nicht, daß die 
notwendigen Auslagen zur Aufhebung einer Strafverfolgungs­
maßnahme nach § 7 StrEG nicht ersetzt werden könnten.

Die Kostenvorschriften in der Strafprozeßordnung 
sind in dem Sinne abschließend, daß dem Richter (Straf­
richter) eine Erweiterung der gesetzlich vorgesehenen Mög­
lichkeiten einer strafprozessualen Kostenerstattung nicht 
zusteht, wie der Senat in dem angeführten Urteil unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung der Strafgerichte im 
einzelnen dargelegt hat. Diese Kostenvorschriften schlie­
ßen einen auf einer materiellrechtlichen anderen Grundlage 
beruhenden, auf Auslagenerstattung gerichteten Anspruch 
nicht aus. Soweit die Kostenvorschriften der Strafprozeß­
ordnung die Möglichkeiten einer prozessualen Kostener­
stattung nicht vorsehen, kann deshalb auch ein sachlich­
rechtlicher, auf Erstattung der notwendigen Auslagen ge­
richteter Entschädigungsanspruch nach den Vorschriften des 
Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaß­
nahmen unter den dort normierten Voraussetzungen bestehen 
und in zulässiger Weise geltend gemacht werden. Gegentei­
liges hat der Gesetzgeber nirgends zum Ausdruck gebracht.

Dieses Verhältnis zwischen einem auf Auslagenersatz 
gerichteten materiellrechtlichen Anspruch und einem pro­
zessualen Auslagenerstattungsanspruch ist im übrigen nicht
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außergewöhnlich: So können vorprozessuale Auslagen unter 
dem Gesichtspunkt des Verzugsschadensersatzes oder aus ei­
nem sonstigen Rechtsgrund zu ersetzen sein, wenn und so­
weit sie nicht als Prozeßkosten im Kostenerstattungsver­
fahren geltend zu machen sind.

d) Der Senat hat in dem angeführten Urteil im einzel­
nen dargelegt, daß ein unlösbarer, zur Versagung eines ma­
teriellrechtlichen Entschädigungsanspruchs führender Wer­
tungswiderspruch zwischen der - auf notwendige Auslagen be­
schränkten - prozessualen Kostenerstattung im Strafverfah­
ren und der materiellrechtlichen Auslagenentschädigung 
nach §§ 2, 7 StrEG nicht besteht. Die Vorschriften des all­
gemeinen Schadensersatzrechts gelten für den Entschädi­
gungsanspruch nach §§ 2, 7 StrEG entsprechend, soweit sich 
aus den Vorschriften des Gesetzes über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen nichts Gegenteiliges ergibt. 
Die Beschränkung der Erstattung auf notwendige Auslagen 
ist danach, wie schon das Bundesarbeitsgericht entschieden 
hat (NJW 1961, 93), Ausdruck eines Prinzips, das allge­
mein für das materiellrechtliche Schadensersatzrecht gilt.

e) Die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts war hier zur 
zweckentsprechenden Rechtsverteidigung gegen den Vollzug 
der entschädigungspflichtigen Strafverfolgungsmaßnahme er­
forderlich. Anwaltlicher Rat und anwaltliche Hilfe sind 
geeignet, eine sachdienliche, sachgerechte Verteidigung 
gegen den vom Gesetz als schwerwiegend bewerteten, für 
entschädigungspflichtig erklärten Eingriff in den Rechts­
kreis des Betroffenen zu gewährleisten. Der von einer sol­
chen Strafverfolgungsmaßnahme Betroffene darf daher einen 
Rechtsanwalt hinzuziehen, ohne sich dem Einwand auszuset­
zen, die Inanspruchnahme eines Anwalts sei zur Verteidi­
gung gegen den schon verwirklichten Eingriff in seinen
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Rechtskreis nicht notwendig gewesen. Damit ist der Betrof­
fene für die Kosten zu entschädigen, die er für die gesetz­
lichen Gebühren und Auslagen seines Rechtsanwalts auf wen­
den muß.

Die Entschädigungspflicht nur für die gesetzlichen Ge­
bühren und Auslagen entspricht einem Grundsatz, der in ver­
schiedenen Verfahrensordnungen zum Ausdruck gekommen ist:
Im Zivil-, Straf-, Sozial- und Finanzprozeß sind stets, 
aber auch nur die gesetzlichen Gebühren und Auslagen des 
Rechtsanwalts zu erstatten (§§ 91 Abs. 2 ZPO, 464 a Abs.2 
Nr. 2 StPO, 193 Abs. 3 SGG, 139 Abs. 3 PGO). Entsprechend 
wird dieser Grundsatz im Verwaltungsprozeß angewandt (§ 162 
Abs. 2 Satz 1 VwGO, OVG Münster NJW 1969, 709; Redeker/ 
v.Oertzen VwGO 5. Aufl. § 162 Anm. 10; Eyermann/Fröhler 
VwGO 6. Aufl. § 162 Rn. 8).

Aus der Beschränkung der Entschädigung auf notwendige 
Auslagen folgt, daß dem von einer entschfidigungspflichti- 
gen Strafverfolgungsmaßnahme Betroffenen für seine An­
waltskosten nur eine Entschädigung bis zur Höhe der ge­
setzlichen Gebühren und Auslagen zusteht. Der Schutzbereich 
der zur Entschädigung verpflichtenden Norm reicht nicht so 
weit, daß er auch die Entschädigung für höhere als die ge­
setzlichen Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts ein­
schließen würde (vgl. das zur Veröffentlichung in BGHZ vor­
gesehene Senatsurteil gleichfalls vom 11. November 1976 - 
III ZR 17/76).

f) Zu entschädigen sind somit die durch die Rechts­
beeinträchtigung (den Vollzug der Maßnahme) entstandenen 
notwendigen Mehrauslagen des Betroffenen zur Wiedererlan­
gung seiner Freiheit, aber auch die Verteidigungsauslagen, 
die nicht nur, aber auch diesem Ziel - z.B. zur Entkräf­
tung des Tatverdachts - dienten (ebenso Schätzler StrEG § 7 Anm.5). 
Verteidigungsauslagen,die für Tätigkeiten vor dem Vollzug
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der Strafverfolgungsmaßnahme oder nach der Beendigung des 
Vollzugs anfallen, sind zur Beseitigung des mit der Straf­
verfolgungsmaßnahme verbundenen Freiheitsverlustes nicht 
erforderlich und daher nach §§ 2, 7 StrBG nicht zu ent­
schädigen. Soweit die dem Verteidiger gebührende Vergütung 
auch solche Tätigkeiten pauschal abgilt (vgl. §§84, 12 
BRAGO), steht dem Betroffenen eine Entschädigung zu, die 
dem Anteil der Verteidigung gegen die vollzogene Strafver­
folgungsmaßnahme an der gesamten Verteidigung entspricht. 
Für die Ermittlung dieses Anteils, die der Ermittlung ei­
nes ersatzfähigen Auslagenanteils in sonstigen Fällen des 
allgemeinen Schadensersatzrechts (z.B. bei ersatzfähigen 
Betriebs- oder Vorhaltekosten,hierzu BGHZ 32, 280, 287) 
vergleichbar ist, kommt eine Schätzung nach § 287 ZPO in 
Betracht.

Als Maßstab für diese Aufteilung sind entsprechend 
§ 1 2  Abs. 1 BRAGO insbesondere die Bedeutung der vollzoge­
nen Strafverfolgungsmaßnahme in ihrem Verhältnis zu den 
sonstigen vom Rechtsanwalt wahrgenommenen Angelegenheiten 
sowie die Schwierigkeit und der Umfang der anwaltlichen 
Tätigkeit einerseits für die Aufhebung der Strafverfol­
gungsmaßnahme und andererseits für die Verteidigung im 
übrigen heranzuziehen. Die gesetzliche Höchstgebühr für 
die anwaltliche Tätigkeit, die sich auf die Beseitigung 
der Strafverfolgungsmaßnahme richtet, kann dabei nicht 
überschritten werden.

g) Nach den rechtsfehlerfreien Feststellungen des 
Berufungsgerichts verursachte die Sicherstellung des 
Führerscheins, eine Strafverfolgungsmaßnahme nach § 2 
StrEG, die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts und damit die 
Anwaltsauslagen des Klägers in adäquater, dem entschädi­
gungspflichtigen Land zurechenbarer Weise. Der Kläger nahm 
nach seinem unwidersprochenen Vorbringen in der Berufungs-



Instanz anwaltliche Hilfe "allein deshalb11 in Anspruch, 
weil er "schleunigst die Beschlagnahme des Führerscheins 
rückgängig machen wollte". Die Hinzuziehung eines Rechts­
anwalts stellte für den Kläger eine sachdienliche Maß­
nahme zur Erreichung dieses Zweckes dar. Seine zur Wie­
dererlangung des Führerscheins auf gewandten Auslagen für 
die Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts in der angemesse­
nen Höhe von 175 DM waren daher notwendig. Der Gebührenbe­
trag liegt im Rahmen der gesetzlichen Gebühr nach § 84 
BRAGO (in der zeitlich maßgebenden Fassung).

2. Ohne Rechtsfehler hat das Berufungsgericht dem Kläger 
auch einen Entschädigungsbetrag von 20 DM für Telefon- 
und Fahrtauslagen zur Wiedererlangung des Führerscheins 
zugebilligt.

Dr. Krohn Dr. Tidow Dr. Peetz

Lohmann Kröner
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